
Frankfurt, 30. Januar 2019 
 
Frankfurter Erklärung in Solidarität mit den Betroffenen rechter,  
rassistischer und antisemitischer Gewalt 
 

„Wir fordern ein Ende der Bagatellisierung der rechts, rassistisch und antisemitisch motivierten 
Straftaten durch politisch Verantwortliche sowie die Anerkennung, dass es ein strukturelles Problem des 
rechten Gedankenguts und des Rassismus im hessischen Polizeiapparat gibt.“ 

 
Kürzlich ist bekannt geworden, dass die Frankfurter Rechtsanwältin und NSU-Nebenklagevertreterin Seda 
Başay-Yıldız und ihre Familie von einer rechtsextremen Gruppe seit August 2018 wiederholt mit dem Tode 
bedroht worden sind. Ermittlungen zu der Gruppe, die sich in Anlehnung an die rassistische Mord- und 
Anschlagsserie des Nationalsozialistischen Untergrunds „NSU 2.0“ nennt, führen zu Frankfurter Polizeibeamten 
in der 1. Hauptwache auf der Zeil.  

Zeitgleich erfuhr die Öffentlichkeit von einer Serie von neun Brandanschlägen gegen alternative und linke 
Wohnprojekte im Rhein-Main-Gebiet. Deren Bewohner*innen werfen Polizei und Staatsanwaltschaft „eklatante 
Ermittlungsversäumnisse“ bei der Aufklärung der Straftaten vor. 1  

Die Morddrohungen gegen Rechtsanwältin Başay-Yıldız, die Verherrlichung der rassistischen Verbrechen des 
Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) und die Brandstiftungen gegen linke Projekte finden in einem gesell-
schaftlichen und politischen Klima statt, in dem Rassismus, Menschenverachtung und Antisemitismus gesell-
schaftsfähig geworden sind. Es ist zu befürchten, dass nicht nur – wie von dem hessischen Innenministerium am 
17. Januar 2019 mitgeteilt 2 – ein Dutzend Angehörige der hessischen Polizei Gruppen und Netzwerke gebildet 
haben, in denen der Nationalsozialismus verherrlicht und sich an rassistisch motivierten Straftaten beteiligt oder 
dies zumindest gebilligt wird. 

Wir erklären unsere Solidarität mit den Betroffenen dieser offensichtlich rassistisch und politisch rechts 
motivierten Straftaten und fordern: 
 

• Ein Ende der Bagatellisierung der rechts, rassistisch und antisemitisch motivierten Straftaten durch 
politisch Verantwortliche sowie die Anerkennung, dass es ein strukturelles Problem des rechten 
Gedankenguts und des Rassismus im hessischen Polizeiapparat gibt.  

• Eine sofortige umfassende und transparente Aufklärung aller rechts, rassistisch und antisemitisch 
motivierter Gewalttaten in Hessen samt der Rolle von Polizei und Landesamt für Verfassungsschutz 
durch eine unabhängige Untersuchungskommission nach dem Vorbild der britischen MacPherson-
Kommission. Diese hatte den rassistischen Mord an dem Teenager Stephen Lawrence untersucht und 
umfangreiche Empfehlungen zu institutionellem Rassismus in der Polizei erarbeitet.3  

• Die Einrichtung einer unabhängigen Beschwerdestelle für polizeiliches Fehlverhalten. Diejenigen, die 
sich über polizeiliches Fehlverhalten, falsche Ermittlungen oder einen diskriminierenden Umgang mit 
Opfern von Straftaten beschweren wollen, müssen Zugang zu einer mit umfassenden Kompetenzen 
ausgestatteten Anlaufstelle haben können. Diese Anlaufstelle muss außerhalb der Polizeibehörden 
angesiedelt und unabhängig sein.  

 
Noch bedrohen organisierte Rechte und Rassist*innen Einzelne. Doch gemeint sind wir alle, die für eine offene 
und freie Gesellschaft, für unverbrüchliche demokratische Rechte für alle Menschen, gegen rechtes, rassistisches 
und antisemitisches Gedankengut eintreten. 

Die „Frankfurter Erklärung“ ist ab 30.01.2019 über Open Petition zur Mitzeichnung freigeschaltet:  
openpetition.de/!hcznz 

 

1 Presseerklärung Mietshäuser Syndikat Rhein-Main vom 7.1.2019 
https://www.facebook.com/hausprojekt.nika/posts/2154459898197799?__tn__=K-R 
2 vgl. „Behörden ermitteln gegen zwölf Verdächtige“, Spiegel Online vom 19.1.2019, www.spiegel.de/panorama/justiz/hessen-
verbindungen-in-die-rechte-szene-ermittlungen-gegen-zwoelf-polizisten-a-1248723.html 
3 vgl. Empfehlungen der MacPherson-Kommission und weiterführendes Material: www.bug-
ev.org/themen/schwerpunkte/dossiers/polizeiliche-untersuchungen-bei-rassistisch-motivierten-straftaten.html 

                                                 



 

 

Initiator*innen der Frankfurter Erklärung: 

Bildungsstätte Anne Frank, Zentrum für politische Bildung und Beratung Hessen, Frankfurt a. M. 

Bundesverband Türkische Gemeinde in Deutschland (TGD) 

Esther Dischereit, Schriftstellerin (Berlin) 

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV e.V.) 

Türkische Gemeinde Hessen 
Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter,  
rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V. (VBRG e.V.) 

 

 

 

 

 

 

 

   


